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______________________________________________________________ 

Uwe Becker 

Alter, Armut, Schulden. Warum Prävention ein 
Euphemismus ist 
Das Wort Prävention leitet sich bekanntlich von praevenire ab, wörtlich übersetzt ‚zuvor-
kommen‘ oder auch ‚verhüten‘. Prävention bezeichnet folglich der Sache nach eine vorbeu-
gende Maßnahme und zielt auf Vermeidung von Effekten, die kalkulatorisch ohne diese 
Maßnahme mit mehr oder weniger Evidenz für die Zukunft zu erwarten sind.  

Schlüsselwörter: Prävention, Alter, Armut, Schulden 

______________________________________________________________ 

1  Einleitung 

Nicht selten setzt ein Nachdenken über präventive Maßnahmen reflexiv ein, wird 
also erst durch den Eintritt erster negativer Effekte initiiert, um eine Verschärfung 
oder Perpetuierung dieser Effekte zu vermeiden. Das politische Bemühen um eine 
präventive Finanzkompetenz, fokussiert auf die Vermeidung einer Schulden- und 
Armutsentwicklung, ist ein Beispiel für diese Initiation. Der Ausgangspunkt dieser 
politisch-strategischen Überlegungen sind aber nicht nur Versäumnisse präventiven 
Handelns der Vergangenheit. Vielmehr sind politische Maßnahmen der Präventionen 
auch gezielt unterwandert und ihnen ist politisch absichtsvoll entgegengearbeitet 
worden. Anders gesagt: Die Armutsentwicklung in Deutschland ist auch Ergebnis 
einer politischen Programmatik, die bis heute unter Stichworten wie Schuldenbrem-
se, Übernahme von Eigenverantwortung, Umbau des Sozialstaats, Zukunft der sozia-
len Sicherungssysteme oder „fordern und fördern“ ihre Alternativlosigkeit zelebriert. 
Diese Programmatik wird zudem mit Schlagworten wie Generationen-, Chancen- 
oder Befähigungsgerechtigkeit eine eigentümliche pseudophilosophische Legitimati-
on verliehen. Dem Mangel an Finanzkompetenz inklusive seiner Auswirkung auf die 
Armutsentwicklung in Deutschland nachzugehen, heißt quasi politische Grundlagen-
forschung zu betreiben.    

2  Prävention fängt mit Strukturanalyse an 

Prävention muss die strukturellen Ursachen der Armutsentwicklung analysieren. 
Andernfalls besteht die Gefahr, dass sie auf eine Art Empowerment-Strategie für 
finanzinkompetente Transferleistungsbezieher reduziert wird. Ein bezeichnendes 
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Beispiel für diese Art der respektlosen Fürsorgeleistung in Sachen Armutsprävention 
ist wohl der Rezeptkatalog des Jobcenters in Pinneberg, der „Arbeitslosengeld II 
Ratgeber“ (Jobcenter Kreis Pinneberg, 2013). Hier erfährt der im ALG II-Bezug ste-
hende Bürger in Comic-Manier zubereitet, wie er in Sachen Haushaltsführung zu 
sportiven Kompetenzsteigerungen befähigt werden kann. Hartz-IV-Empfänger soll-
ten weniger Fleisch essen, auf Mineralwasser im Sechserpack zugunsten von Lei-
tungswasser verzichten, die Möbel auf Notwendigkeit und denkbare Verkaufsstrate-
gien hin sichten, die Heizkörper nicht zustellen, den Standby-Betrieb elektronischer 
Geräte ausstellen, in alle Spülkästen moderne Wasserspülungen mit Stopptaste ein-
bauen, duschen statt Vollbad und, ganz wichtig: „Gehen Sie nie hungrig einkaufen. 
Denn dann landen meist mehr Lebensmittel in Ihrem Einkaufswagen, als Sie zeitnah 
verbrauchen können“ (Gehen Sie nie hungrig einkaufen, 2013, S. 15). 

3  Armut und Verschuldung – mehrdimensionale 
Ursachen 

Der Mangel eines finanziell überlegten, energiebewussten, Überfluss vermeiden-
den Konsums, also der Mangel an einer insgesamt haushälterisch kompetenten 
Lebensführung ist kein Privileg der Ober- und Mittelschicht. Sicher ist auch der ein 
oder andere lebenspraktische Ratschlag wie Armut effizienter privat verwaltet und 
gestaltet werden kann nicht sinnlos. Aber wenn auf didaktische infantile Weise das 
strukturelle Problem steigender Armut in Deutschland durch konsumethisches 
Verhaltenstraining der von Armut Betroffenen gelöst werden soll, dann ist dies 
nichts anderes als ein weiterer Baustein der bürokratischen Diskriminierung von 
Menschen in Arbeitslosigkeit. Das gegenwärtige Desaster der Verschuldung, der 
privaten und der öffentlichen Armut inklusive ihrer wachsenden Tendenz, ist we-
der auf eine Ursache allein, noch auf eine Zielgruppe reduzierbar. Die Problematik 
ist begründet in einer vernetzten, vielschichtigen Kausalität, und dieses Netzt gilt 
es zu entflechten, wenn der Ruf nach Prävention angemessene politische Forderun-
gen und Strategien suchen will. Was die Zielgruppe anbelangt, so fallen einem 
durchaus ganz andere ein, die diesbezüglich einen korrigierenden Fort- und Wei-
terbildungsbedarf hätten. Der kalte Zynismus, mit dem irische Banker die Liquidi-
tätskrise der Banken als Erpressungsinstrument des Staates ausgenutzt haben und 
ihren von Raffgier getriebenen Vorteil gesucht haben, ist bezeichnend für das Maß 
an Gemeinwohl schädigender Verwahrlosung von Teilen dieser Berufsgruppe.  

Aber Vorsicht! Es ist analytisch kurzschlüssig zu meinen, die Ursache der Fi-
nanzkrise ließe sich maßgeblich auf den giergetriebenen, moralischen Verfall von 
Bankern zurückführen. Eine solche moralische Ethisierung der Krise übersieht die 
politisch und gesetzlich geschaffenen Freiräume für die Finanzwirtschaft, ohne die 
sie ihre destruktiven Kräfte nicht hätte entfalten können. Eine solche Ethisierung 
übersieht also, dass die Krise – wenn auch politisch nicht beabsichtigt – sehr wohl 
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bewusste politische Entscheidungen voraussetzt. Ohne politische Wegbereitung 
hätte die Krise so nicht erfolgen können. Eine politische Finanzkompetenz ist ge-
genwärtig auf mindestens drei Ebenen erforderlich. Sie betrifft erstens die fatale 
Entwicklung wachsender privater Armut, insbesondere auch der Altersarmut. Sie 
betrifft zweitens den Bereich des Substanzverlustes der öffentlichen Daseinsvor-
sorge in den Kommunen und in den Ländern, also den Bereich der öffentlichen 
Armut und sie betrifft drittens die nationale und internationale Schulden- und Fi-
nanzkrise. Alle drei sind nicht voneinander isolierbar, bedürfen aber dennoch der 
gesonderten Betrachtung. 

4  Armut in Arbeit heißt auch Armut im Alter 

In Deutschland arbeitet gegenwärtig knapp ein Viertel aller Beschäftigten im Nied-
riglohnbereich, also zu einem Entgelt von unter zwei Dritteln des mittleren Stunde-
lohns. 2014 lag der Niedriglohnschwellenwert bei 9,54 Euro (vgl. Niedriglohn 
bleibt, 2014). Von der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro 
profitieren zwar rund 6,5 Millionen Beschäftigte, deren Stundelohn teilweise bei 
unter 7 Euro lag, er ändert aber nichts an der Tatsache, dass diese Menschen über-
wiegend keine Verbesserung ihrer sozialen Situation erfahren. Denn letztlich be-
deutet die Einführung des Mindestlohns lediglich, dass der Aufwand der ergänzen-
den Transferleistung (Aufstockung) – überwiegend in Form von Kosten der 
Unterkunft nach dem SGB II – sinkt, die reale Einkommenssituation der Betroffe-
nen aber keinerlei Verbesserung erfährt (vgl. Der Mindestlohn wirkt, 2015). Der 
Niedriglohnsektor hat sich rapide vom Ende der 90er Jahre bis zum Jahr 2006 ent-
wickelt und verharrt seitdem auf einem gleichbleibenden Niveau (Brenke et al., 
2011, S. 9). Dass diese Entwicklung durchaus politisch gewollt und präpariert 
wurde, zeigt nicht nur der politisch geförderte Ausbau der geringfügigen Beschäf-
tigung durch die rot-grüne Regierung, sondern er ist auch grundsätzlich staatstra-
gend angekündigt in dem sogenannten Schröder-Blair-Papier vom 8. Juni 1999. 
Dort heißt es: „Beschäftigungshindernisse in Sektoren mit relativ niedriger Produk-
tivität müssen verringert werden, wenn Arbeitnehmer, die von dem mit jedem 
Strukturwandel einhergehenden Produktivitätszuwächsen verdrängt wurden, an-
derswo Arbeit finden sollen. Der Arbeitsmarkt braucht einen Sektor mit niedrigen 
Löhnen, um gering Qualifizierten Arbeitsplätze verfügbar zu machen“ (Der Weg 
nach vorne, 1999, S. 12). Obwohl der Niedriglohnsektor nicht weiter angestiegen 
ist, verzeichnen wir einen Rückgang der durchschnittlichen Einkommen auch über 
das Jahr 2005 hinaus. Laut DIW beträgt der durchschnittliche Kaufkraftverlust 
zwischen 2000 und 2010 vier Prozent, fast 20 Prozent in den unteren Einkom-
mensdezilen, in den oberen ein leichtes Plus von zwei Prozent (Brenke et al., 2011, 
S. 11f.). Über 2,6 Millionen Beschäftigte stocken ihr Verdienst durch einen 
Zweitjob auf (Wenn der Job nicht reicht, 2013, S. 17). Das wachsende Phänomen 
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des working-poor ist auch durch die steigende Zahl derjenigen indiziert, die trotz 
Vollzeitbeschäftigung ergänzende Hartz-IV-Leistungen benötigen, ihre Zahl lag 
bereits 2012 bei 350 Tausend und ist seitdem relativ konstant (Deutscher Gewerk-
schaftsbund, 2012, S. 2). Dies sind nur die offiziellen Zahlen der effektiven Bean-
spruchung von Transferleistungen. Zu erinnern ist eine Simulationsstudie des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) von 2013, nach der zwischen 3,1 
bis 4,9 Millionen Menschen Anspruch auf Hartz-IV-Leistungen hätten, diese aber 
aus Unwissenheit oder Scham nicht beantragen (vgl. Bruckmeier et al., 2013). Man 
könnte auch sagen: Hier spiegelt sich auch eine Finanzkompetenz der Betroffenen, 
lieber mit weniger Geld zu haushalten, als sich den schweren Gang zur Jobbörse 
aufzubürden.  

Die Einkommensentwicklung in Deutschland macht unmissverständlich deut-
lich, dass Erwerbsarbeit für viele nicht gleichbedeutend ist mit der armutsfesten 
Sicherung des Lebensunterhalts. Dies betrifft aber vor allen Dingen auch die Per-
spektive im Alter. Drei Effekte wirken hier zusammen: Erstens wurde die Lebens-
arbeitszeit verlängert. Der Rentenbezug greift sukzessive erst mit 67, die Abschlä-
ge werden entsprechend hoch sein, zumal viele von denen, die bis 67 arbeiten, 
wegen zwischenzeitlicher Arbeitslosigkeit oder zu spätem Eintritt ins Berufsleben 
keine 45 Jahre sozialversicherungspflichtige Beschäftigungszeit nachweisen kön-
nen. Zweitens wird der Rentensatz sukzessive von 59 Prozent in 2003 auf 43 Pro-
zent im Jahr 2030 abgesenkt, ein finanzieller Einbruch, der selbst durch eine kapi-
talgedeckte Alterssicherung etwa durch die Riesterrente nicht aufgefangen werden 
kann, so weit diese überhaupt finanziell machbar ist (Das Ende des Riester-Booms, 
2013, S. 17). Schließlich spielt sich das Ganze im Rahmen einer im Durchschnitt 
Kaufkraft einbüßenden Lohnentwicklung ab. Es verwundert daher nicht, dass die 
Neuzugangsrenten gegenwärtig durchschnittlich auf dem Niveau der frühen 1990er 
Jahre liegen, also inflationsbereinigt um 20 Prozent nach unten gehen (Joebges et 
al., 2012, S. 12). Mit anderen Worten: Eine Verschärfung der Altersarmut ist ein-
deutig zu prognostizieren.  

Warum das alles funktioniert, ohne in Deutschland zu einer Revolte zu führen, 
ist durchsichtig. Schlimmer geht immer, das heißt die Widerstandslosigkeit, mit der 
die lohnabhängige Bevölkerung in Deutschland das sinkende Lohnniveau und die 
wachsende Altersarmut, working poor und prekäre Arbeitsverhältnisse klaglos in 
Kauf nimmt, ist dem Repressionsapparat der Hartz-IV-Maschinerie geschuldet. 
Denn bevor man diesem öffentlich als „Schmarotzer“ diffamierten Personenkreis 
angehört, nimmt man lieber alles andere in Kauf, Hauptsache Arbeit. Das ist eine 
Sache der Ehre, auch wenn diese Ehre ein Leben in verschämter Armut zur Folge 
hat. 
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5  Leistungskürzung ist politische Programmatik 

Die Absenkung der Rentenleistung, die Auflösung der paritätischen Krankenversi-
cherungsfinanzierung durch Deckelung des Arbeitsgeberanteils auf 7,3 Prozent, die 
Kürzung der Ausgaben und der Hilfen für Menschen in Arbeitslosigkeit (Bundes-
rechnungshof, 2012, S. 28), die Aufforderung zur Übernahme von Eigenverantwor-
tung in Form der Pflegeversicherung und der Riesterrente – diese Maßnahmen sind 
einer eindeutigen politischen Programmatik geschuldet. Man muss geradezu res-
pektvoll zugestehen, dass kaum eine politisch-programmatische Ankündigung mit 
der Konsequenz umgesetzt worden ist, wie die am 14. März 2003 vom damaligen 
Bundeskanzler Gerhard Schröder verkündete Agenda 2010. Einige Zitate daraus: 
„Wir werden Leistungen des Staates kürzen, Eigenverantwortung fördern und mehr 
Eigenleistung von jedem Einzelnen abfordern müssen. Alle Kräfte werden ihren 
Beitrag leisten müssen: Unternehmer und Arbeitnehmer, freiberuflich Tätige und 
auch Rentner“ (Regierungserklärung, 2003). Zwar kündigt er quasi mit dem Gestus 
der Fürsorglichkeit an, dass die Lohnnebenkosten eine Höhe erreicht hätten, „die 
für Arbeitnehmer zu einer kaum mehr tragbaren Belastung geworden sind“ (ebd.), 
aber die komplette Logik bleibt unerwähnt: Senkung der Lohnnebenkosten bedeu-
tet natürlich zwangsweise auch Kürzung der Leistungen im Versicherungsfall, es 
sei denn, es wird durch Übernahme von teuerer Eigenverantwortung ohne paritäti-
sche Finanzierung zugezahlt. Das Ganze ist eine gewaltige interne Umvertei-
lungsmaschinerie zu Lasten der Beschäftigten und zu Gunsten der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit durch Stärkung der Exportkraft, denn die Kürzung des Ar-
beitgeberanteils senkt die Lohnkosten und deren Anteil an den Gütern, also die 
sogenannten Lohnstückkosten, übrigens auch zu Lasten anderer europäischer Län-
der, die die Löhne deutlich erhöht haben (vgl. Horn, 2011).  

6  Wohnst du schon oder lebst du noch – 
Schreckensnachrichten vom Mietmarkt 

Diese skizzierten Aspekte der Entwicklung privater, lohnbedingter Armut werden 
nun noch verschärft durch zwei wesentliche Aspekte: Zum einen durch einen erheb-
lichen Anstieg der Mieten, insbesondere in den urbanen Zuzugszentren der Republik, 
inklusive übrigens der steigenden energetischen Mietnebenkosten. Zum anderen 
durch die gravierende Ver- und Überschuldung der Kommunen und auch der Länder, 
deren Auswirkung sich im Zuge der Verpflichtungen des sogenannten Fiskalpaktes 
noch massiv verschärfen wird. Zunächst zu den Mieten. Eine Bertelsmann Studie 
unter dem Titel „Wohnungsangebote für arme Familien in Großstädten“ belegt, dass 
Familien, die weniger als 60 Prozent des ortsüblichen mittleren Einkommens verdie-
nen in 60 der 100 größten deutschen Städte nach Abzug der Miete im Durchschnitt 
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weniger Geld zur Verfügung haben als eine Familie in Hartz-IV-Bezug (vgl. Woh-
nungsangebote, 2013). So verbleiben beispielsweise in Jena einer solchen „Familie 
mit zwei Kindern nach Überweisung der Miete rechnerisch nur 666 Euro pro Monat. 
Das verfügbare Einkommen liegt demnach 43 Prozent unter der staatlichen Grundsi-
cherung, auf die eine vergleichbare Familie ohne Erwerbseinkommen Anspruch hat 
und die bundesweit einheitlich 1169 Euro beträgt“ (Pressemeldung Bertelsmann 
Stiftung, 2013, S. 2). Ähnliche Auswirkungen haben hohe Wohnkosten in Frank-
furt/Main, Freiburg oder Regensburg. In Heilbronn, Iserlohn, Witten oder Bergisch-
Gladbach ist der Trend gegenläufig, hier liegt das verbleibende Einkommen mindes-
tens 45 Prozent über der staatlichen Grundsicherung. Dies ist nur ein Indiz dafür, 
dass von einer Vergleichbarkeit der örtlichen Lebensbedingungen keine Rede sein 
kann und viele urbane Zuzugsräume mietbedingte Brutstätten verdeckter Armut sind. 

7  In Sonneberg wird es halbdunkel 

Was nun die Verschuldung der Städte anbelangt, so sind die Meldungen dazu 
alarmierend. “Griechenland ist überall in Deutschland“, so kommentierte die Süd-
deutsche Zeitung eine Umfrage der Wirtschaftsprüfer-Gesellschaft EY (Ernst and 
Young) (Deutschland, wenn es dunkel wird, 2013. S. 2; Kommunen in der Finanz-
krise, 2013). Erst wenige Tage zuvor war die Presse mit dem Kommunalen Finanz-
report der Bertelsmann-Stiftung befasst (vgl. Kommunaler Finanzreport, 2013). 
Diese Studie hatte bilanziert, dass die Gesamtschulden der Kommunen 306 Milli-
arden Euro betragen, allein in NRW sind es 47 Milliarden. Dazu erklärte einer der 
Mitverfasser, René Geißler: „Die Spaltung in arme und reiche Kommunen vertieft 
sich“, viele Städte steckten „in einer Abwärtsspirale aus Überschuldung, Abwande-
rung und sinkender Attraktivität“ (NRW-Städte überziehen, 2013, S. 1). Die Spar-
reaktion der Kommunen nimmt zum Teil skurrile Formen an. „Laut EY geizen 
etwa 14 Prozent aller Kommunen an der Straßenbeleuchtung oder wollen es in 
Zukunft tun“. In Sonneberg, in Thüringen bleibt „jede zweite Lampe dunkel. An-
dere Gemeinden dimmen… in drei Wohngebieten im thüringischen Saalfeld blei-
ben die Lichter zwischen 22.30 und fünf Uhr sogar aus. Wer Beleuchtung braucht, 
kann die Lampe per Telefonanruf für eine Viertelstunde anknipsen lassen“ 
(Deutschland, wenn es dunkel wird, 2013, S. 2). 16 Prozent der Kommunen wollen 
bei der Jugend- oder Seniorenarbeit streichen, 13 Prozent erwägen die Hallen- oder 
Freibäder zu schließen, fünf Prozent wollen weniger Busse oder Bahnen im öffent-
lichen Nahverkehr einsetzen, vier Prozent erwägen Bibliotheken oder andere kultu-
relle Einrichtungen dicht zu machen.  

Diese und weitere Maßnahmen betreffen zentral die Lebensqualität vor Ort. Sie 
entscheiden über die niederschwellige Möglichkeit zur Teilnahme an Kultur, Sport 
und sozialer Kontaktfindung und über die Befähigung zu bezahlbarer Mobilität. 
Die Verarmung des öffentlichen Raums trifft ganz entscheidend diejenigen, die 
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aufgrund ihrer privaten Armut eh schon von vielen Aspekten der gesellschaftlichen 
Teilhabe ausgeschlossen sind. Sie sind die doppelten Verlierer dieser Entwicklung. 
Zur Vollständigkeit sei nur doch darauf hingewiesen, dass diese Verschuldungssi-
tuation nicht etwa das Ergebnis übergroßer Investitionen ist. Im Gegenteil der In-
vestitionsstau, ja Substanzverzehr der öffentlichen Güter, also der Verwaltungsge-
bäude, der Straßen, Brücken, des Schienennetzwerke, der Schulen und 
kommunalen Sozialeinrichtungen, der Freizeitparks und Spielplätze ist horrend. 
Die staatliche Förderbank KfW beziffert den diesbezüglichen Investitionsstau in-
zwischen auf 100 Milliarden Euro (vgl. Investitionsstau, 2013). Allein die ausblei-
bende Instandsetzung von Straßen, Schienen und Wasserwegen lässt dieses Investi-
tionsdefizit um jährlich 7,2 Milliarden Euro wachsen (vgl. Autobahn, Brücken, 
Bahngleise, 2013).  

8  Koste es was es wolle – wie Staat und Banken 
zusammenhalten 

Die Entwicklung der internationalen Finanz- und Staatsschuldenkrise kann hier nur 
andeutungsweise skizziert werden. Aber wenigstens einige staatliche Förderungs-
aspekte der Misere sind doch anzuführen. Bekanntlich hat die Lehman-Brother-
Pleite ihren Ausgangspunkt in der amerikanischen Immobilienblase genommen. 
Die Verheißungen staatlich geförderter Sozialleistungen hat sich in den USA seit 
Präsident Hoover am Leitbild der „Homeowner Society“ orientiert. So erklärte der 
Präsident George W. Bush 2004 auf dem republikanischen Parteitag zum Auftakt 
seiner Widerwahlkampagne: „Dank unserer Politik befindet sich das Hauseigentum 
in Amerika auf einem Allzeithoch. Nun setze ich ein neues Ziel: Wir wollen sieben 
Millionen mehr bezahlbare Häuser in den nächsten zehn Jahren schaffen. Wieder 
sollen mehr amerikanische Familien beim Öffnen ihrer Haustür sagen können: 
Willkommen in unserem Zuhause“ (Steingart, 2013, S. 174).  

Der Wirtschaftspublizist und Herausgeber des Handelsblatts, Gabor Steingart 
zeichnet in seinem Buch „Unser Wohlstand und seine Feinde“ sehr anschaulich 
nach, welche Konsequenzen sich aus dieser Politik ergeben haben. Die Regierung 
öffnete nun „die letzten Schleusen der Kreditvergabe. Mit dem American Dream 
Downpayment Act wurde Einkäufern aus sozial schwachen Schichten ein bisher 
unvorstellbares Maß an Hilfeleistung seitens des Staates garantiert“ (ebd.). Die 
Dokumentationspflichten für die sogenannten Subprime-Kunden, also die wenig 
abgesicherten Kreditnehmer, wurden drastisch reduziert. Die durch Immobilienbe-
sitz der Banken gedeckten Wertpapier, die sogenannten Mortgage-backed Securiti-
es waren in den Banken nur Durchlaufposten, wurden Sie doch von der halbstaatli-
chen Immobiliengesellschaft Freddie Mac und Fannie Mae aufgekauft und 
verschwanden damit aus den Büchern der Banken, um neue Kreditgeschäfte zu 
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ermöglichen. Die Haftung für Fannie und Freddie übernahm der Staat. Diese Sub-
prime-Kredite stiegen innerhalb von knapp zehn Jahren bis 2008 von weniger als 
eine Billionen Dollar auf knapp zehn Billionen Dollar an (ebd., S. 177). Die Rendi-
te dieser Wertpapiere war hoch und sie wurden in Deutschland mit einem TOP-
Rating der Güteklasse A begehrlich gehandelt. Als dann die Immobilienpreise fie-
len, eine Zwangsversteigerung die andere jagte, die Kreditnehmer insolvent wur-
den, ging die Lawine los: Erst die Liquiditätskrise der Investmentbank Bear Ste-
arns, dann die Krise von Freddie Mac und Fannie Mae und schließlich die 
Konkursanmeldung der zehntgrößten US-Bank, Lehman-Brothers am 15. Septem-
ber 2008. Steingart resümiert: „Subprime ist die erste Krise, die in Kollaboration 
von Politikern, Notenbanken und Investmentbanken vorbereitet worden ist“ (ebd., 
S. 182).  

Mit anderen Worten: Die Banker allein hätten dies nicht bewerkstelligen kön-
nen, wenn nicht gesetzlich die Kreditauflagen massiv gelockert, die Eigenkapital-
quote massiv gesenkt und die staatliche Risikoabsicherung nicht erfolgt wäre. Hier 
liegt nun ein eindeutiger Beleg dafür vor, dass Menschen mit wenig finanzieller 
Substanz vonseiten der Banken und des Staates abenteuerliche und unseriöse Fi-
nanzierungsangebote gemacht worden sind. Es waren Kreditgeber im politischen 
Schulterschluss, die alle Kriterien eines finanzkompetenten und präventiven Han-
delns über Bord geworfen haben. Nun sollte man nicht meinen, dass dies ein rein 
amerikanisches Verhalten ist. Der Finanzwirtschaft mehr Freiheit zu geben, war 
sowohl unter Rot-Grün als auch unter Rot-Schwarz en vogue. Bereits Ende 2001 
wurde von der rot-grünen Bundesregierung mit dem vierten Finanzmarktförde-
rungsgesetz der Hedgefonds-Industrie die Tür geöffnet. Anforderungen für den 
Börsenhandel wurden gelockert, die Anlagemöglichkeiten von Fonds erweitert und 
der Derivatenhandel auch im Immobiliengeschäft erlaubt (Koalitionsausschuss, 
2009, S. 2). Im März 2003 brachten SPD und Grüne ihren Antrag „Finanzplatz 
Deutschland weiter fördern“ ein, unterschrieben von Franz Müntefering. Darin 
heißt es: Es sei „darauf zu achten, dass unnötige Belastungen für die Unternehmen 
der Finanzdienstleistungsindustrie vermieden werden“ (ebd.). Und der damalige 
Finanzminister Hans Eichel erklärte gegen die Bedenkenträger: Man wolle es den 
Anlegern ermöglichen, „von den höheren Renditen der Hedgefonds zu profitieren“ 
(ebd.). Unter Rot-Schwarz gab es in Sachen Finanzmarktpolitik Kontinuität. Im 
Koalitionsvertrag unter Federführung von SPD-Finanzminister Steinbrück war die 
Rede von „Produktinnovationen und neuen Vertriebswegen“, von „Bürokratieab-
bau“ bei der Finanzmarktregulierung, vom „Ausbau des Verbriefungsmarktes“ und 
von einer „Aufsicht mit Augenmaß“. Nochmals Steingart: „Für die Banken ent-
standen paradiesische Verhältnisse, weil man ihnen nach und nach gestattete, die 
kostspielige Risikovorsorge einzustellen. Das Verhältnis von Eigenkapital und 
verliehenem Kapital betrug vor 100 Jahren noch 40:60 Prozent und schrumpfte im 
Jahr 2007 auf ein Verhältnis von 5:95 Prozent“ (Steingart, 2013, S. 146). Die Ban-
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kenkrise erschütterte auch die europäischen Bankenhäuser. In Deutschland gingen 
Hypo Real Estate, Commerzbank und Areal Bank komplett oder teilweise in 
Staatshand über. Unter dem Label der Systemrelevanz wurden die Banken gestützt, 
faule Kredite übernommen, die Staatsverschuldung weiter nach oben getrieben. Sie 
betrug 1980 239 Milliarden Euro, in der ersten Dekade des Jahrtausends stieg sie 
auf 800 Milliarden, Ende 2013 belief sie sich auf gut zwei Billionen Euro. Man 
darf fragen wie eigentlich die Schuldenbremse des Finanzpakts wie sie im August 
2009 in Kraft getreten ist, perspektivisch realisiert werden soll. Die Nettokredit-
aufnahme des Bundes darf ab 2016 nur noch maximal 0,35 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts betragen, den Ländern ist ab 2020 jegliche Nettokreditaufnahme 
verboten. Wo wird zu sparen sein? Man wird zu befürchten haben, dass es die 
trifft, die eh schon von Armut und Rückgang der Sozialleistungen betroffen sind. 
Das ist eine Art Prävention der Staatsüberschuldung zu Lasten der Ärmsten und 
deren Armutsprävention, also eine Art Präventionskollision. Das lehrt ja gerade das 
Beispiel der südeuropäischen Staaten, Griechenland, Portugal und Spanien, sie sind 
uns historisch voraus. Die Banken haben hier mit der Attitüde der Großzügigkeit 
teilweise über 18 Prozent Zinsen für die Staatsanleihen abverlangt (vgl. Euro-
Krise, 2011). Die Sozialleistungen, die Renten, die Krankenversorgung erlebt mas-
sivste Einbrüche. Die Jugendarbeitslosigkeit ist in Griechenland und Spanien auf 
über 50, teilweise gar auf über 70 Prozent gestiegen.  

9  Prävention heißt radikal umsteuern 

Und was heißt jetzt Prävention? Wie erwähnt, die Frage kommt eigentlich zu spät. 
Der politische Wille, hier das Ruder wirklich umzureißen, ist nicht erkennbar. Natür-
lich wäre eine, wenn auch moderate Vermögenssteuer unverzichtbar, denn allein die 
Besteuerung mit einem Prozent über einem Vermögen von 2 Millionen würden dem 
Staat 8,9 Milliarden Euro jährlich einbringen (vgl. Bach & Beznoska, 2012). Natür-
lich müsste der Spitzensteuersatz ebenso angehoben werden wie die Körperschafts-
steuer, die beide unter Rot-Grün erheblich gesenkt wurden. Natürlich brauchten wir 
unverzichtbar eine spürbare Transaktionssteuer für den Finanzmarkt. Man darf viel-
leicht nur erwähnen, dass die Bilanzsumme der Deutschen Bank real zwischen 1990 
und 2010 um 640 Prozent von 204 Milliarden auf knapp zwei Billionen gestiegen ist. 
Das alles wäre zu diskutieren, das alles wären Maßnahmen zur Prävention, das hätte 
Wirkung, aber hätte, hätte…  

Was bleibt, ist also noch die Jobbörse in Pinneberg mit ihrem fulminanten Vor-
schlag: „Gehen Sie nie hungrig einkaufen. Denn dann landen meist mehr Lebensmit-
tel in Ihrem Einkaufswagen, als Sie zeitnah verbrauchen können“! 
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